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FDP: ABSCHAFFUNG DER UNGERECHTEN
STRASSENBEITRÄGE IST RICHTIG.
26.05.2018

Abschaffung der ungerechten Straßenbeiträge ist richtig. Investitionen in 

Infrastruktur sind dringend nötig – Bürger sind geschröpft genug.

Der Initiative der FDP Fraktion im Hessischen Landtag zu Abschaffung des gesetzlichen

Zwangs zur Erhebung von Straßenbeiträgen schließen sich die Liberalen in Rödermark

uneingeschränkt an. „Straßenbeiträge sind“, so stellt der stellvertretende FDP

Fraktionsvorsitzende Dr. Rüdiger Werner klar, „in der Praxis immer ungerecht, da sie nicht

von allen Bürgern, die die Straßen nutzen, bezahlt werden müssen, und zudem eine

neuerliche Belastung für die ohnehin schon reichlich steuer- und abgabenbelasteten

Bürger/-innen. Die FDP, die schon immer der Auffassung war, dass die Instandhaltung

von Straßen und Wegen aus allgemeinen Steuern finanziert werden muss, begrüßt daher

die sich abzeichnende Aufhebung der vor wenigen Monaten durch CDU, AL/Grüne und

Freie Wähler beschlossenen Straßenbeitragssatzung.“ Die absehbare politische

Einstampfung der Straßenbeitragssatzung in Rödermark ist aus Sicht der FDP jedoch

nicht geeignet, um in Eigenlob zu verfallen. Fakt ist, dass in den letzten Jahren, politisch

von Bürgermeister Kern und seiner grün-schwarzen Koalition so gewollt, viel zu wenig

Geld für den Erhalt oder gar die Verbesserung der Infrastruktur investiert wurde. Seit

Jahrzehnten werden die nötigen Investitionen in die Infrastruktur politisch sträflich

vernachlässigt – die finanzpolitischen Schwerpunkte wurden – bei fortwährender

konstruktiver Kritik der FDP an der jahrelangen Mangelverwaltung bei der städtischen

Infrastruktur (für alle Verkehrsteilnehmer/-innen) leider anderweitig gesetzt.

Der FDP-Fraktionsvorsitzende Tobias Kruger ergänzt: „Es kann nicht sein, dass jetzt die

Straßenbeitragssatzung eingemottet wird und sich weitere 10 Jahre gar nichts auf

unseren Straßen tut! Ganz hohe Priorität müssen endlich die Investitionen in die

Infrastruktur haben. Die von Magistrat und Koalition vorgeschlagenen „bis zu einer Million
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Euro pro Jahr“ sind auf Dauer und offenkundig viel zu wenig. Es darf daher auf der

anderen Seite auch nicht sein, dass dieses Thema dazu politisch missbraucht wird, um

erneut die Steuerschraube mit Schmackes zu drehen und die Bürger/-innen damit

zusätzlich zu belasten.

Wenn nun die unlängst erst ohne die Stimmen der FDP eingeführte

Straßenbeitragssatzung eingestampft werden wird, fragt die FDP den Bürgermeister und

die ihn tragende grün-schwarze Koalition ausdrücklich, wie die anstehenden und dringend

nötigen Investitionen in die Rödermärker Infrastruktur (je nach Schätzung zwischen 2 und

4 Millionen Euro pro Jahr) zukünftig OHNE eine neuerliche Mehrbelastung der Bürger/-

innen geleistet werden kann und soll. Hier erwarten wir und die Bürger eine schlüssige

Konzeption.
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